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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 1

Gegenstand: Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes nach § 30 GemO;
Paul Lehr - Fraktion Die Linke

Die Vorsitzende weist das neue Ratsmitglied Paul Lehr (Fraktion Die Linke — als Nachfolger
fur Herrn Wolfgang Forster) auf die Grundsatze der Mandatsfiihrung, die Pflicht zur
Verschwiegenheit (8 20 GemO), die besondere Treuepflicht gegeniber der Gemeinde

(8 21 GemO) und die AusschlielBungsgrinde bei Entscheidungen (8§ 22 GemO) hin.

AnschlieRend wird er von der Vorsitzenden entsprechend § 30 GemO mit Handschlag auf
die Einhaltung dieser Regeln verpflichtet.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 2

Gegenstand: Fragen und Anregungen von Birgerinnen und Birgern

Fragen oder Anregungen von Birgerinnen und Burgern liegen nicht vor.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 3

Gegenstand: Tor zur Pfalz

Die Vorlagen (0241/2020; CDU-Anfrage — 0236/2020; Verwaltungsvorlage) und die
Présentation der LMK sind dieser Teilniederschrift beigeflgt.

Die Tagesordnungspunkte 11 und 25 der urspriinglich versendeten Tagesordnung werden
zusammengefasst, gemeinsam beraten und nach vorne gezogen, da es dazu einen externen
Referenten gibt. Die Vorsitzende begrtif3t dazu Herrn Eumann von der Landesanstalt fur
Medien und Kommunikation (LMK) RLP (A.d.6.R.)

Die weitere Einleitung erfolgt durch Herrn Reif (Fachbereichsleitung Bauwesen). Anders als
noch im Herbst 2019 ist verwaltungsseitig die Wirtschaftlichkeit des Erwerbs durch ein neues
Nutzungskonzept darstellbar, insbesondere durch die Vermietung der Obergeschol3e an die
Diakonissenanstalt fir deren Schwestern-/Hebammenschule. Eine gastronomische Nutzung
im Erdgeschol’3 hingegen stellt keinen offentlichen Zweck im Sinne der Richtlinien des
Landes dar. Stattdessen schlagt die Verwaltung die Einrichtung einer Medienwerkstatt durch
die LMK vor.

Die Vorsitzende Ubergibt das Wort an Herrn Eumann, den Direktor der LMK. Dieser stellt
anhand einer Prasentation die Planungen der LMK flrr den Standort Speyer vor. Dieses
Projekt eines offenen Medienhauses mit dem Arbeitstitel ,INSPEyERHAUS* ware nach
seiner Darstellung das erste seiner Art in Rheinland-Pfalz und wiirde auch die
Neuunterbringung des Offenen Kanals Speyer beinhalten.

Herr Ableiter bezeichnet sich als Fan der Landesmedienanstalten. Rheinland-Pfalz sei
Vorreiter auf diesem Sektor. Die BGS war bisher Gegner des Erwerbs, ein solches
Medienhaus in Speyer sei aber eine grof3artige Sache und biete phantastische
Moglichkeiten. Beide Nutzungsvorschléage sind sinnvolle Tatigkeiten, weshalb er den
Vorschlag befurwortet.

Die Grinen begrufRen durch Frau Minch-Weinmann das generationsiibergreifende Angebot.
Sie bedauert jedoch, dass die Treppe als 6ffentlicher Raum nicht wie friiher genutzt werden
kann. AuBerdem hinterfragt sie Mitnutzungsmaoglichkeiten, Kapazitaten und die Einrichtung
neuer Stellen fur das Projekt in Speyer. Laut Herrn Eumann soll die Medienwerkstatt mit 4
Personen aus dem vorhandenen Personal betrieben werden (2 Festangestellte, 2 BuFDi).
Wichtig seien auch die Offnungszeiten. Er regt gemeinsame Uberlegungen fiir eine (Mit-)
Nutzung der Maximilianstraf3e an. Die Gruppengrdlien seien noch nicht absehbar und
abhangig von den jeweiligen Projekten.

Herr Oehlmann schlief3t sich fir die FDP den Vorrednern an und moéchte wissen, ob das
Engagement der LMK in Speyer abhangig von dieser Liegenschaft ist. Herr Eumann
erwidert, ein solches Medienhaus in Speyer wére einzigartig und brauche als erste Adresse
im Land auch einen entsprechenden Rahmen. AuRerdem miisse der OK Speyer dringend
aus dem Keller der Zeppelinschule geholt werden.

Die SWG halt die Aktivitdten laut Frau Selg fur sehr sinnvoll. Zu den angefihrten
Offnungszeiten mochte sie wissen, was denn gute Offnungszeiten sind. AuRerdem fragt sie
nach moglicher Zusammenarbeit mit Schulen und Kindertagesstatten, die Einbindung der
Wirtschaft und der Uni sowie die Schaffung von Shared Spaces. Auch sie bedauert das
Fehlen des Freisitzes auf der Hauptstral3e. Die Vorsitzende wiederholt, Gastronomie ist
keine forderfahige Nutzung; fur diesen Fall misse das Objekt an einen privaten Investor zum
Verkehrswert gehen. Herr Eumann erganzt, dass die Offnungszeiten noch ausgehandelt
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werden missen, auch Abendoéffnungszeiten. Erst nach Zusage durch die Stadt wird die LMK
Gesprache mit weiteren Partnern fuhren.

Frau HOchst unterstreicht, die LMK mache sicher tolle Arbeit, unter Haushaltsaspekten sei
fur die AfD aber interessant, wie man mit den Kosten umgeht. Insbesondere mdchte sie
wissen, wie die Miethéhe zustande kam. Eine Amortisation ergibt sich rechnerisch in 13,3
Jahren. Allerdings wird auf andere Projekte mit dem Land verwiesen, z.B. in Bad
Bergzabern, wo sich die optimistischen Erwartungen nicht erfiillt haben. Herr Reif erlautert,
man habe eine grundsatzliche Wirtschaftlichkeitsberechnung durchgefihrt; daraus wurde
eine Mindestmiete fir die wirtschaftliche Darstellung ermittelt, die mit den vorgeschlagenen
Mieten erreicht wird. Allerdings ist nochmals ein Wertfeststellungsgutachten zu erstellen, da
die letzte Ermittlung Gber 2 Jahre zurtickliegt. Die LMK ist eine Anstalt des 6ffentlichen
Rechts mit gesetzlichem Auftrag und als solche ein solventer Mieter/Nutzer.

Auch die SPD habe sich laut Herrn Brandenburger bisher gegen einen Erwerb gespertrt, er
signalisiert aber unter den neuen Vorzeichen Zustimmung, insbesondere wegen des
bildungspolitischen Angebots. Er mdchte allerdings wissen, ob das ganze Erdgeschoss
genutzt werden soll und was mit den bisherigen OK-R&umen vorgesehen ist. Diese gehen
laut Verwaltung an die Schule; in der Maximilianstral3e ist das komplette EG fir die LMK-
Nutzung vorgesehen (einschlie3lich Biro-Raume).

Herr Czerny gibt eine positive Einschatzung zum Medienhaus ab; er sieht die Chance eines
Pilotprojekts ,,Open Source Kommune® und Finanzierungsmaéglichkeiten aus dem Smart
Cities Projekt.

Die CDU ist laut Herrn Dr. Wilke ,mega happy“, dass der gewtinschte Erwerb des Tors zur
Pfalz Gestalt annimmt. Der urspriingliche Ansatz der CDU war eine touristische Nutzung,
heute wurde aber ein neues, hochspannendes Projekt vorgestellt. Gepruft werden miisse
das konzeptionelle Grundgerist. Fur ihn stellt sich die Frage, was die Stadt Speyer noch
einbringen muss bzw. ob die rdumliche Struktur angepasst werden misse. An die LMK fragt
er, warum sie gerade dort den optimalen Standort sieht. Nach Ansicht von Herrn Reif und
Herrn Eumann sind die notwendigen Umbaumafnahmen sehr tiberschaubar, das Objekt
biete auRergewdhnlich gute raumliche Bedingungen. Aul3erdem sei die Landesmedien-
anstalt frei in der Entscheidung, wo eine solche Piloteinrichtung angesiedelt wird.

Herr Schneider fragt, unter Bertcksichtigung der Gesamtkosten, nach der
Amortisationsrechnung. Diese betrug laut Herrn Reif urspriinglich 44 Jahre; nachdem die
Diakonissen aber alle Obergeschol3e wie vorhanden tbernehmen, lasst sich eine
Kostendeckung in den bereits genannten 13 Jahren darstellen; zudem hat die Stadt den
Gegenwert der Immobilie. Es bleibt nur noch ein sehr kleines Zeitfenster bis zu einer
Ausschreibung durch das Land. Zwischen der Kommunalaufsicht der ADD, dem LBB und
der Stadt gehen die Meinungen Uber eine Gastro-Nutzung im EG erheblich auseinander.

Frau Trageser-Glaser wiinscht sich speziell auch eine Férderung von Madchen in Sachen
Medienkompetenz. Ein solches Medienhaus stellt aus ihrer Sicht auch einen Standort- und
Touristik-Faktor fur Speyer dar.

Herr Popescu begrii3t seitens der Linken den Erwerb des Anwesens und die Erarbeitung
eines Konzepts. Er sieht eine win-win Situation fir Leute in der Ausbildung, die auf dem
Wohnungsmarkt starkem Druck ausgesetzt sind. Auch das Medienangebot sei eine tolle
Idee, ein Angebot auch flr Speyerer in zentraler Lage; man sollte nicht immer nur an
Touristen denken.

Herr Hasendhrl spricht grundsatzlich von einer tollen Idee. Die Giberschaubare Dauer der
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Mietvertrage der Obergeschol3e sei aber nicht ausreichend fiir eine dauerhafte Sicherung
der Aufwendungen. Insoweit sei das Vorhaben ein ,nice to have®, dem die Frage des
tatsachlichen Bedarfs gegeniberstehe. Aus Sicht der AfD wird ein kiinstlicher Bedarf
geschaffen, der die Ausgabe nicht rechtfertigt, weshalb von den Kosten Abstand zu nehmen
sei.

Auch fur Herrn Oehlmann sind die Rahmenbedingungen unter dem Aspekt der
Wirtschaftlichkeit nicht Aufgabe der Stadt, daher ist fur die FDP der Kauf nicht tragbar; dies
betreffe insbesondere die Situation nach Fertigstellung des Diakonissen-Campus.

Herr Ableiter dagegen unterstreicht, es gebe keinen einzigen Winzer und keine einzige
Weinkellerei in Speyer, weshalb sich Frage stellt, warum Weinwerbung gemacht werden soll.
Dann sollte eben der VdP oder das Barrique-Forum das Gebaude kaufen und dafur nutzen.
Die LMK bietet ein einzigartiges Medienangebot, nicht in Worms oder Mainz, sondern in
Speyer. Eine Zimmervermietung an Kranken- und Pflegeschiiler scheint fiir ihn auf Dauer
sicher, wohingegen eine Nutzung durch die Uni schwierig sei.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 4

Gegenstand: Sicherheit in Speyer-Nord;
Antrag der AfD-Stadtratsfraktion vom 28.10.2019
Vorlage: 0180/2019

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefugt.

Die mindliche Begrindung erfolgt durch Frau Héchst. Bei Kontakten mit Wahlerinnen und
Wahlern aus dem Stadtteil Nord wurde der Fraktion von Vorféllen berichtet, die Uber die
Presseberichterstattung hinausgehen. Die AfD mdchte das Sicherheitsgefiihl dort durch eine
erhodhte Bestreifung erhéhen und hofft auf breite Unterstiitzung.

Die Vorsitzende informiert zum Inhalt des Antrages Uber die Stellungnahmen der
Allgemeinen Ordnungsbehorde und der Polizeiinspektion Speyer:

Stellungnahme der Allgemeinen Ordnungsbehdrde der Stadt Spever:

Die Allgemeine Ordnungsbehdrde ist tberrascht tber die Anfrage der AfD-Fraktion und
deren Behauptung, eine konkret drohende Gefahr fir die Blrgerinnen und Birger des
Stadstteils Nord lage vor.

Dieser Behauptung muss entschieden entgegengetreten werden, da einziger Mal3stab fur
das Handeln der fur die Aufrechterhaltung der Offentliche Sicherheit und Ordnung
zustandigen Organe stets die objektive Sicherheitslage ist. Unter Zugrundelegung eines
objektiven Mal3stabes ist definitiv nicht von einem notwendigen Handlungsansatz
auszugehen. Hierzu gibt es weder in der Statistik der Polizei noch in der Einsatzstatistik der
Allgemeinen Ordnungsbehérde hinreichende Parameter.

Einzelfalle aus dem Tatigkeitsbericht der Polizei herauszugreifen und hier Zusammenhéange
mit der Erstaufnahmeeinrichtung herzustellen ist tendenziés und ungerechtfertigt.

Es obliegt dem Rat der Stadt Speyer, Beschlisse in Selbstverwaltungsangelegenheiten zu
treffen. Im Gesetzesvollzug von Auftragsangelegenheiten hingegen erfiillen die Gemeinden
diese Aufgabe nach Weisung der zustandigen Behdrden des Landes. Sowohl bei den
einschlagigen strafrechtlichen Bestimmungen als auch beim Polizei- und
Ordnungsbehérdengesetz handelt es sich um solche Auftragsangelegenheiten. Sie
entziehen sich damit der Beschlussfassung des Rates. Es obliegt damit allein der
Einsatztaktik der Behdrden und des Vorliegens einer objektiv vorhandenen Gefahrenlage,
Maflnahmen zu ergreifen. Eine solche ist, wie auch durch die Polizeiinspektion Speyer
dargestellt, definitiv nicht gegeben.

Stellungnahme der Pl Speyer:

Die Polizei bewertet taglich die Sicherheitslage im Dienstgebiet (Stadtgebiet). Weder in der
Vergangenheit noch aktuell liegen hier objektive Anhaltspunkte fiir bestehende konkrete
Gefahren im Stadtteil Speyer Nord vor. Auch in den im Rahmen von Birgersprechstunden
und sonstigen Birgerkontakten gefihrten Gesprachen sowie im regelméfigen
Informationsaustausch mit den Mitarbeiterinnen des Quartiersbuiros /
Mehrgenerationenhauses und des ,Gemeinwesen Projektes zur Unterstitzung und
Einbindung der Erstaufnahmeeinrichtung® ergeben sich derzeit keine gegenteilige Hinweise.
Polizei und kommunaler Vollzugsdienst sind bereits regelmafiig im Stadtteil prasent, zudem
erfolgen wiederkehrende gemeinsame Streifentatigkeiten.

Da die Entscheidung tber die polizeiliche Bestreifung eines Gebietes nicht zu den Aufgaben
des Stadtrates gehort, wird der Tagesordnungspunkt geschlossen.
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 5

Gegenstand: Emissionsfreier Taxiverkehr;
Anfrage von Ratsmitglied Claus Ableiter (BGS) vom 15.11.2019
Vorlage: 0181/2019

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefugt.

Mundliche Beantwortung wird durch die BGS gewilinscht.
Die Vorsitzende beantwortet die Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung Taxiverkehr:

In Speyer gibt es aktuell 25 angemeldeten Taxen sowie 35 Mietwagen die sich auf
insgesamt 7 Betriebe aufteilen. Die entsprechenden Konzessionen werden vom Burgerbiro
in der IndustriestraBe ausgegeben (Detailliste hangt an). Warteflachen fur Taxen gibt es am
Bahnhof und in der Maximilianstraf3e. Fur das Brezelfest wird ein mobiler Wartebereich in
der Steingasse (Hohe Café am Museum) eingerichtet.

Elektro-Taxen sind bereits seit einigen Jahren in anderen (GroR)-Stadten unterwegs z.B.
Berlin, Hamburg, Hannover und Miinchen. Erschwert wurde die Neuzulassung von
Elektrotaxis durch die seit Ende 2016 gesetzlich geltende neue Eichverordnung fur
Taxameter, nach der nur Fahrzeuge zugelassen werden diirfen, die vom Hersteller selbst als
Taxi ausgewiesen sind. Die Stadt Miinchen unterstitzt den Einsatz von Elektrotaxen seit
2017 mit einem finanziellen Beitrag pro Fahrgastkilometer.

zu Frage 1.): Sieht die Oberburgermeisterin in der Umgestaltung des Bahnhofes eine
Chance auch diese Infrastruktur also die fur Elektrotaxis zu schaffen?

Grundsatzlich sieht die Verwaltung + SWS im Bereich des Bahnhofs grof3es Potential fur die
Elektromobilitat weiter zu fordern und beflirwortet diese Anfrage. Bereits seit einigen Jahren
forcieren die Stadt und Stadtwerke den kontinuierlichen Ausbau der E-Ladeinfrastruktur in
Speyer.

Im Zuge der Umgestaltung des Bahnhofs wurde erst Anfang des Jahres ein Férderantrag fir
die Errichtung einer Ladesaule Uber die ,Foérderrichtlinie Ladeinfrastruktur fur
Elektrofahrzeuge" des Bundesministeriums fiir Verkehr und Infrastruktur gestellt und
bewilligt. Dabei erfolgt eine 40 % Forderung der Ladesaule + Material Netzanschlusskosten
(SWS als integriertes Unternehmen hat den Netzbetrieb und die Ladeinfrastruktur in der
gleichen Gesellschaft, das bedeutet Personalkosten sind nicht férderfahig) Gber den Bund.
Aus der 6konomischen Optimierung heraus wurde entschieden eine 2 x 22 kW Ladeséaule
(,Normalladesaule") auf dem Parkplatz sudlich des Bahnhofsgebaudes zu errichten. Hier
findet aktuell eine enge Abstimmung zwischen SWS, der deutschen Bahn und Verwaltung
statt. Diese Ladesaule wird vorrausichtlich im Februar 2020 eingebaut und durch die SWS in
Betrieb genommen werden. Das Parken wird, wie an den anderen offentlichen Ladesaulen in
Speyer wahrend des Ladevorgangs kostenfrei und damit grundsétzlich auch den
Taxiunternehmen frei zuganglich sein.

Um einen E-Taxiverkehr optimal auszurichten ist aus unserer Sicht eine
Schnelladeinfrastruktur auf lange Sicht unabdingbar, um auch bei kurzen Standzeiten der
Taxen ausreichend Energie zu Laden.

Bei den neusten Ladepunkten handelt es sich um Hochleistungsladepunkte, die bis zu 300+
kW zur Verfigung stellen konnen. Bei einem Durchschnittsverbrauch von 20 kwWh/100 km
kénnen diese Ladestellen in weniger als 10 Minuten die erforderliche Energie fiir 100 km
Wegstrecke bereitstellen. So kdnnen die benannten hohen Laufleistungen bei kurzen
Ladezeiten sichergestellt werden. Diese Ladestationen benétigen allerdings aufgrund der
hohen Leistung eine entsprechende Netzinfrastruktur, die aktuell am Bahnhof noch nicht
gegeben ist. Im direkten Bahnhofsumfeld befinden sich zwei Trafostationen, die allerdings
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beide in privater Hand und damit fir unsere Zwecke nicht zuganglich sind (Deutsche Bahn
und Roéntgenzentrum/ Arztehaus).

Im Zuge der Umplanung des Bahnhofsumfeldes konnte mit entsprechendem finanziellem
Input prinzipiell auch eine Schnellladeinfrastruktur eingerichtet werden. Hier wére sinnvoll
zunachst nochmal den Dialog und das Interesse der Taxiunternehmen von Verwaltungsseite
abzufragen. Eventuell besteht auch die Moglichkeit fur die Ladestation Férdermittel
abzugreifen, die Einrichtung einer Trafostation misste nur in jedem Falle selbst getragen
werden. Fir den Ubergang wiirden wir zunachst auf die kurzfristig realisierbare
Normalladestation verweisen.

Unabhéangig davon stehen die SWS den Taxibetrieben gerne als Technologiepartner zur
Verfiigung. Gegebenenfalls ist ein Laden Gber Nacht an der jeweiligen Zentrale eine Option,
die sich kostengtinstiger und zeitnaher realisieren lasst. Eine finanzielle Forderung des E-
Taxiverkehrs wie in anderen Stadten konnte tUber Unterstitzung bei der Einrichtung von
entsprechender Ladeinfrastruktur oder einem subventionierten Strompreis erfolgen.

zu Frage 2.): Vorsorglich gleich mitgefragt: Benoétigt der Zentrale Omnibus-Bahnhof
(ZOB) fir die kiinftigen Elektrobusse eine bessere Stromversorgung?

Mit den aktuell im Bahnhofsumfeld installierten Betriebsmitteln kann keine nennenswerte
Kapazitat fir die Ladung von Elektrobussen zur Verfligung gestellt werden. Die fir den
Busverkehr notwendigen Leistungsanforderungen liegen zudem noch héher und ziehen in
jedem Falle die Einrichtung einer Trafostation mit sich. Insgesamt sollte das Thema
Ladeinfrastruktur gesamtheitlich betrachtet werden und somit auch die Bereiche Taxiverkehr,
E-Carsharing, privates Laden und E- Fahrrader mit einbeziehen. Hierflr ist eine
entsprechende Standortauswahl mit Beriicksichtigung aller Faktoren (Linienpléane,
Haltezeiten, sonstige Nutzer) notwendig und sollte im Zuge der Neuausschreibung des
Busverkehrs Berticksichtigung finden.

Herr Ableiter zeigt sich zufrieden mit der Beantwortung und Begriindung und ist erfreut, dass
die Ideen der BGS von der Verwaltung aufgegriffen wurden.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 6

Gegenstand: Einrichtung einer verkehrsberuhigten Zone und Einbahnstral3e;
gemeinsamer Antrag der Stadtratsfraktionen CDU, Buindnis 90/Die
Grunen und SWG vom 02.12.2019
Vorlage: 0208/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt.

Die mundliche Begrindung erfolgt durch Herrn Scheid. Konkret gehe es um eine Ausweitung
der verkehrsberuhigten Zone im Umfeld der Rulandstral3e sowie eine
EinbahnstralRenausweisung wegen der Enge der Diakonissenstralie.

Da es diesbeziiglich noch eine ganze Reihe von Abstimmungsfragen z.B. mit den
Rettungsdiensten gibt, schlagt die Vorsitzende vor, den Antrag zunachst zur vertieften
Beratung in den zustandigen Fachausschuss zu verweisen.

Mit Zustimmung der antragstellenden Fraktionen wird der Antrag in den nachsten
Verkehrsausschuss verwiesen
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 7

Gegenstand: Beigeordnete;
Anfrage der SPD-Stadtratsfraktion vom 21.01.2020
Vorlage: 0221/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefugt.

Einleitend begriindet Herr Brandenburger die Anfrage mit der Kostentransparenz fir Rat und
die Burgerinnen und Burger.

In der Erlauterung fihrt Frau Dittus (Fachbereichsleitung 1) aus, dass die tatsachlichen
Kosten sehr stark abhangig von den persénlichen Voraussetzungen sind. Als
Durchschnittswert kdnnen aber die Zahlen der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fur
Verwaltungsmanagement (KGSt) - Kosten eines Arbeitsplatzes (Stand 2019) - angenommen
werden; diese umfassen neben den Personal- auch die Overhead, Versorgungs- und
Arbeitsplatzkosten.

Die Stelle des/der 2. hauptamtlichen Beigeordneten wird nach § 3 Abs. 2 der
Landesverordnung tber die Besoldung und Dienstaufwandsentschadigung der
hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf Zeit (LKomBesVO) bei einer Stadt der
GroRRenordnung Speyers mit Besoldungsgruppe A 16/B2 besoldet (Beférderung nach B 2
frihestens nach 2 Jahren). Daneben steht eine Dienstaufwandsentschadigung nach der
rheinland-pfalzischen Kommunal-Besoldungsverordnung zu.

Arbeitsplatz Besoldungsgruppe A 16 LBesG (mind. 2 Jahre)

Brutto-Personalkosten (mit Versorgung/Beihilfe usw.) 146.200,00 €
Sachkostenpauschale Biroarbeitsplatz 9.700,00 €
Overhead-Kosten (Gemeinkosten 30% der Personalkosten) 43.860,00 €
Summe 199.760,00 €

Arbeitsplatz Besoldungsgruppe B 2 LBesG

Brutto-Personalkosten (mit Versorgung/Beihilfe usw.) 150.900,00 €
Sachkostenpauschale Biroarbeitsplatz 9.700,00 €
Overhead-Kosten (Gemeinkosten 30% der Personalkosten) 45.270,00 €
Summe 205.870,00 €

Hinzu kommen die Kosten fir ein Vorzimmer (Entgeltgruppe E 8 TVGD):

Brutto-Personalkosten (mit Versorgung/Beihilfe usw.) 55.700,00 €
Sachkostenpauschale Biroarbeitsplatz 9.700,00 €
Overhead-Kosten (Gemeinkosten 30% d.Persk.) 16.710,00 €
Summe 82.110,00 €
Gesamtkosten (A 16 + E 8) ca. 281.870,00 € p.a.
Gesamtkosten (B 2 + E 8) ca. 287.980,00 € p.a.

Die Aufwandsentschadigung fir die ehrenamtliche Beigeordnetenstelle ist abhangig vom
Beschluss des Stadtrates, der einen Prozentsatz vom Hochstsatz der
Aufwandsentschadigung nach der Landesverordnung iiber die Aufwandsentschadigung fur
kommunale Ehrenamter (KomAEVO) festlegen muss; bei der Festsetzung sind die
Einwohnerzahl, der Umfang der Beanspruchung des/der Beigeordneten und die
Schwierigkeit der Verwaltungsverhaltnisse zu beriicksichtigen.
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Der Hochstsatz fur die Aufwandsentschadigung von ehrenamtlichen Beigeordneten betragt
bei einer Einwohnerzahl von 40.000 bis 60.000 Einwohnerinnen und Einwohnern nach § 13
Abs. 2 KomAEVO derzeit 2.622,00 € monatlich.
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 8

Gegenstand: Baulicher Zustand des Viadukts am ehemaligen Giterbahnhof;
gemeinsame Anfrage der Stadtratsfraktionen CDU, BUindnis 90/Die
Grunen und SWG vom 22.01.2020
Vorlage: 0228/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt.

Die mundliche Einleitung erfolgt durch Herrn Dr. Wilke. Die Ratsfraktionen waren elektrisiert
von der Berichterstattung in der Presse. Briicken sind immer ein heikles Thema, wie die
Problematik der Salierbriicke aktuell zeigt. Das Viadukt wird von Ful3gangern aus dem
Burgfeld stark genutzt und ist eine wichtige Verbindung in die Innenstadit.

Die Vorsitzende Ubergibt das Wort an Herrn Benner (Tiefbauabteilung). Dieser beantwortet
die Anfrage verwaltungsseitig wie folgt:

Vorbemerkung:

Die 1890 errichtete Briicke ist, einschliel3lich der zu ihr flhrenden Rampen, in der Baulast
der Stadt Speyer. Die Rampe auf der Seite zur Burgstraf3e hin befindet sich auf stadtischem
Grund. Die Briicke selbst und die Rampe zur BahnhofstralRe hin stehen auf Grundstiicken
der Bahn und des Eigentiimers des Guesthouse.

Am 02.04.2019 entstand im Rahmen der Bauarbeiten am Guesthouse, durch den Anprall
eines Baggers ein Schaden an der Briicke. Der Schaden wurde durch einen freien
Sachverstandigen, der durch die Schadigerin beauftragt wurde, am 22.05.2019, also 7
Wochen nach der Entstehung, in Augenschein genommen. Hieraus datiert ein Objektbericht
vom 05.07.2019, indem der Schaden dokumentiert und eine erste Abschatzung hierzu
abgegeben wird.

Am 05.09.2019 wurde der Schaden, im Rahmen der von der Stadt beauftragten und
durchgefihrten Bauwerksprufung durch die Mitarbeiter des Ingenieurbliro Rogmann nach
DIN1076 festgestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der Investor die Stadt, als Eigentiimer und
Verkehrssicherungspflichtige, Gber den Schaden nicht informiert.

Am 13.09.2019 wurde der Stadt, ohne weitere Anmerkung, personliches Gesprach, oder
Ahnliches der Objektbericht des Sachverstandigen postalisch Ubermittelt.

zu Frage 1.): Wie ist der bauliche Zustand des Viadukts, welches das Burgfeld mit der
Innenstadt verbindet und eine beliebte fuBlaufige Verbindung zwischen
Burgfeld und der Innenstadt und SP-Ost darstellt? Bestehen
Sicherheitsrisiken?

Der Zustand der Briicke wird, wie bei allen anderen Bauwerken der Stadt auch, regelmafig
im Rahmen von Bauwerksprufungen nach DIN1076 festgestellt. Die DIN1076 sieht vor alle
sechs Jahre eine sogenannte Hauptprufung durchzuflhren. Diese hat ,handnah® zu erfolgen.
D.h. jede Stelle des Bauwerkes muss unmittelbar Uberprift und untersucht werden.

In der Halfte des Sechs-Jahres-Intervalls, also drei Jahre nach einer Hauptprifung, erfolgt
die sogenannte einfache Priifung. Diese erfolgt als intensive, erweiterte Sichtprifung.

Bei den Prufungen werden alle Schaden dokumentiert und hinsichtlich ihrer Auswirkungen
auf die Standsicherheit, die Verkehrssicherheit und die Dauerhaftigkeit bewertet. Die
Einzelbewertungen miinden schlie3lich in einer Gesamtnote.

Die Noten der letzten Prifungen waren:
2013: Hauptpriufung; Note 3,2

2016: einfache Prifung; Note 3,2

2019: Hauptpriufung; Note 4,0
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Dabei ist zu beachten, dass die Noten nicht den Schulnoten entsprechen.

Das Notenspektrum reicht von 1,0 bis 4,0. Fir die schlechte Bewertung der letzten Prifung
ist der Anprallschaden ausschlaggebend. Die Berechnung ohne die Beschadigung hatte, wie
in den vorangegangenen Priufungen, die Note 3,2 ergeben.

Durch den Anprallschaden wurde der sogenannte Untergurt der Briicke beschadigt.

Das Metall wurde an der Stelle verbogen. Die genietete Verbindung ist noch intakt.

Dennoch hat der Schaden selbstverstandlich Auswirkungen auf die Standsicherheit.

Der von der Schadigerin beauftragte Sachverstandige schreibt, dass ,keine akute
Einsturzgefahr der Konstruktion“ besteht. Allerdings diirfe die Briicke in dem vorhandenen
Zustand nicht durch Menschengedrénge (Situationen, die z.B. bei Volksfesten, Volkslaufen
usw. entstehen konnen) belastet werden.

Die Einschatzung der Verwaltung geht in die gleiche Richtung: bei normalem Gebrauch der
Brucke besteht keine Gefahr des Versagens. Gleichwohl wird die Briicke strenger als bisher
kontrolliert. Die Stabstelle 020 — Veranstaltungen und die Abteilung 210 — Offentliche
Sicherheit und Ordnung wurden tber den Umstand informiert und gebeten bei
Veranstaltungen im Bereich des Viadukts 540 zu informieren.

zu Frage 2.): Welche baulichen Erneuerungs- und ReparaturmafRnahmen sind flr
einen ordnungsgemaRen baulichen Zustand ggf. erforderlich?

Die Schaden am Bauwerk, hauptsachlich durch Korrosion, bedirfen einer grundlegenden
Instandsetzung. Im Folgenden sind nur die wichtigsten Ma3nahmen genannt:

- Erneuerung der Korrosionsschutzbeschichtung aller Stahlbauteile; Entfernen von Blattrost
und Verstarkung geschadigter Bereiche

- Reinigung der Widerlagerwande; Ersatz schadhafter Sandsteine; Neuverfugung der
Widerlager

- Erneuerung der Gehweg-Stahlplatten und Abdichtung der StoRfugen; Einbau von
dehnfahigen Gehwegtibergangskonstruktionen tber den Stitzen und zu den Widerlagern
hin

- Neuverlegung der Pflasterbereiche und Ersatz der alten Holmgelander der
Widerlagerrampen

- Ersatz und Anderung der Entwasserungseinrichtungen

- Uberarbeitung und Neubeschichtung samtlicher Bolzengelenke der Pendelstiitzen und
Ersatz der alten Lager auf beiden Widerlagern durch Elastomerlager

- Erneuerung der Beleuchtung
- Ersatz des durch den Baggeranprall beschadigten Unterzuges

zu Frage 3.): Wer tragt hierfiir die Kosten?

Da sich die Briicke in der Baulast der Stadt Speyer befindet wird die Kosten die Stadt tragen
mussen.

Eine Kostenbeteiligung durch Dritte (z.B. LFAG oder Denkmalschutz) erscheint fraglich,
muss aber noch genauer gepriift werden.

Die Kosten fiir die Behebung des Anprallschadens sind vom Verursacher zu tragen. Hier
steht die Rechtsabteilung der Stadt mit der betreffenden Versicherung in Kontakt.

Damit relativieren sich nach Auffassung der Vorsitzenden die Aussagen des
Pressesprechers des Investors in der Zeitung.

Herr Dr. Wilke hélt als Ergebnis der Anfrage fest, dass keine akute Gefahr fir die
Standfestigkeit besteht und die Stadt Mittel fir die Sanierung im Haushalt eingestellt hat.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 9

Gegenstand: Bebauungsplan Augustinergasse;
Anfrage der Stadtratsfraktion Bindnis 90/Die Griinen vom 27.01.2020
Vorlage: 0233/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefugt.

Einleitend berichtet Herr Czerny, dass bereits zu Weihnachten die dokumentierten
Satzungsverstol3e festgestellt wurden.

Die Vorsitzende weist darauf hin, dass die Flache nicht im Besitz der Stadt liegt, sondern der
Sparkasse gehort. Wie die Sparkasse Vorderpfalz mitteilt, steht der Parkraum nicht mehr in
deren direktem Zugriff, sondern ist an einen privaten Dienstleister verpachtet. Nach
Rucksprache mit diesem stellte sich heraus, dass das Zahlsystem vortibergehend einen
Defekt aufwies und somit mehr Fahrzeuge Zufahrt erhielten als vorgesehen. Der Defekt ist
jedoch seit dem 06.01.2020 behoben. Von daher dirfte das Problem nicht wieder auftreten.
Die Sparkasse hat den Dienstleister aber nochmals darauf hingewiesen, dass er dafur
sorgen muss, dass eine solche Situation nicht nochmal entsteht. Eine Falschnutzung durch
Fahrzeuge sollte damit nicht mehr mdglich sein.

Zudem weist die Vorsitzende die einleitenden Vorwiirfe der Grinen gegeniber der
Verwaltung im Anfrageschreiben mit Nachdruck zurtck.

Herr Reif (Fachbereichsleiter 5) betont, dass kein Satzungsverstol3 vorliegt, da es sich um
eine private Flache handelt. Auch die Grinflachenbetreuung erfolgt durch den Eigentiimer,
der auch den Spielplatz abgebaut hat. Nach Mitteilung der Sparkasse soll dieser aber in
Klrze neu gestaltet werden.

Frau Heller unterstreicht, die Stadt solle auf die Sparkasse einwirken, dass der Spielplatz
zeitnah realisiert wird.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 10

Gegenstand: Aufwertung des Umfeld Hellergasse - Karlsgasse;
gemeinsame Anfrage der Stadtratsfraktionen CDU, BUindnis 90/Die
Grunen und SWG vom 27.01.2020
Vorlage: 0234/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt.
Die Beantwortung erfolgt durch Herrn Dr. Nowack (Fachbereichsleitung 3).

Die Umsetzung des kunstlerischen Entwurfs von Wolf Spitzer durch einen Paravent erfolgt
nach Ende des Winters. Ein ,Gesamtkonzept® bzw. eine grofere Losung gestalten sich
schwierig, weil die Parkplatze in unmittelbarer Nahe im Eigentum des Kaufhofs stehen und
von dort als notwendig fur den Geschéftsbetrieb gesehen werden.

Hauptanliegen war laut Frau Selg, dass das Umfeld des Mahnmals aufgewertet wird. Eine
kleine Losung ist immerhin ein erster Schritt. Sie méchte wissen, wann die letzten
Gesprache mit dem Kaufhof gefuhrt wurden. Wie die Vorsitzende mitteilt, wurde die
Geschéftsleitung Ende des Jahres gewechselt; der Kontakt mit den neuen Betreibern steht
noch aus.
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 11

Gegenstand: Kommunaler Vollzugsdienst und aufsuchende Jugendsozialarbeit;
Anfrage der SWG-Stadtratsfraktion vom 27.01.2020
Vorlage: 0235/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefugt.
Einleitung Selg: mindliche Beantwortung, evtl. Einsatz zu bestimmten Zeiten.
Die Vorsitzende beantwortet die Anfrage wie folgt:

zu Frage 1.): Wurde der KVD inzwischen aufgestockt, wenn ja, um wie viele Stellen?

Erstmals im Juli 2017 wurde die Stellenzahl um 2 erhéht, im Juli 2019 nochmals um 2
weitere Stellen.

zu Frage 2.): Wie viele Kréafte umfasst der kommunale KVD Stand Februar 2020?

Derzeit sind 8 volle Stellen ausgewiesen, davon sind allerdings noch 3 Personen in
Ausbildung.

zu Frage 3.): Soll der KVD weiter aufgestockt werden?

Fur eine Aufstockung fir einen vollen 24-Stunden-Schichtdienst waren mindestens 12
Stellen erforderlich; dies ist letztlich eine politische Entscheidung. Vor einer eventuell
geplanten Aufstockung missen allerdings auch erst einmal die erforderlichen
Raumlichkeiten geschaffen werden. Dies wird wohl erst im Laufe des Jahres erfolgen
kénnen.

zu Frage 4.): Welche Aufgaben nimmt der KVD wahr? Bitte die einzelnen Aufgaben
und ihr prozentualer Anteil am gesamten KVD nennen.

Das Aufgabenspektrum wird mit dem Protokoll dargestellt; davon abhangig ist auch die
zeitliche Auslastung, da beispielsweise eine Zwangseinweisung nach dem PsychKG sehr
viel Arbeitszeit bindet.

Aufstellung der Aufgaben, die im Jahr 2019 wahrgenommen wurden.
Dies waren insgesamt 1.276 Auftrage, davon:

495 (38,79 %) Aufenthaltsermittlungen/Zustellungen,

275 (21,55 %) Entstempelungen nicht mehr versicherter Kfz,

111 (8,69 %) im offentlichen Verkehrsraum mit dem roten Punkt versehene Kfz,

78 (6,11 %) (unerlaubte) Sondernutzungen,

66 (5,17 %) AbschleppmaRnahmen im Rahmen des Wochenmarkts auf dem Kénigsplatz,
57 (4,46 %) sonstige (vor allem Begleitung von Versammlungen, Amtshilfe flir AfA-
Auslanderbehdrde, Fachstelle Wohnraumhilfe, Betreuungsbehérde und Entstempelung
von Kfz wegen Steuerriickstanden),

41 (3,21 %) Ermittlungen/Kontrollen fur die Gaststatten- und Gewerbestelle,

36 (2,82 %) Ermittlungen/Kontrollen fur die Umweltabteilung,

27 (2,11 %) Einweisungsfélle nach dem PsychKG,

16 (1,25 %) Kontrolle der Strafl3enreinigung, und

14 (1,09 %) Kontrolle von StralRenmusikern.

Die weiteren Aufgaben wie Platzverweise fir aggressive Bettler (12), Tierschutzkontrollen
(meist mit der Tierschutzbehdrde des Rhein-Pfalz-Kreises) (11), Hundekontrollen (wegen
Steuer oder nach dem Landeshundegesetz) (9), Vollzug der Gefahrenabwehrverordnung
(insbes. Anleinpflicht, unberechtigter Aufenthalt in stadtischen Anlagen) (9), Entstempelung
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mangelhafter Kfz (6), Schulzufiihrungen (5), Jugendschutzkontrollen (4), Waffenkontrollen
(3) und Zeugentatigkeiten (1) jeweils unter einem Prozent lagen.

Hinzu kommen 108 Wochenmarkte, die jeweils einen Marktmeister gebunden haben, die
aber nicht in der Gesamtauftragszahl von 1.276 enthalten sind.

zu Frage 5.): Wie viele Krafte des KVD widmen sich Larmbeschwerden (absolut und
prozentual)?

Alle acht Kolleg*innen des KVD Ubernehmen Auftrage hinsichtlich Larmbeschwerden.

zu Frage 6.): Wie viele Krafte des KVD sind mit Problemen des wilden Mulls befasst
(absolut und prozentual)?

Alle acht Kolleg*innen des KVD Ubernehmen Auftrage hinsichtlich wilden Miills.

zu Frage 7.): Wurde eine Effektivitatssteigerung des KVD erreicht? Wenn ja, worin
zeigt sich diese?

Eine Effektivitatssteigerung des KVD zeigt sich darin, dass im Jahr 2019 insgesamt 43
Sonderdienste aul3erhalb der Regelarbeitszeit abgedeckt werden konnten (zum Vergleich:
im Jahr zuvor waren dies nur 27). Da aber noch nicht samtliche Kolleg*innen des KVD
komplett ausgebildet sind (drei Mitarbeiter*innen miissen noch den 1. Angestelltenlehrgang
durchlaufen und fallen daher an den Schultagen fiir die Arbeit im KVD aus), ist das
Effektivitdtsmaximum noch nicht erreicht.

zu Frage 8.): Gibt es Planungen bzgl. der Aufgabenerweiterung — mit entsprechenden
Schulungen — des KVD, um Synergieeffekte zu erreichen?

Eine Aufgabenerweiterung des KVD ist weder geplant, noch wird das Erfordernis hierfir
gesehen, da der KVD mit der bestehenden Auftragslage ausgelastet ist. Es werden
allerdings Hilfspolizeibeamte der StralRenverkehrsbehdrde auch in den Lehrgangen fir
kommunale Vollzugsbedienstete ausgebildet, damit diese — vorwiegend in den
Abendstunden — auch KVD-Aufgaben tibernehmen kénnen und diirfen. Dies hat bislang zu
einem deutlichen Riickgang der Auftrage beziglich (unerlaubter) Sondernutzung und
StralRenmusik fur den KVD gefuhrt, da diese Aufgaben vornehmlich von den
Hilfspolizeibeamten mit KVD-Lehrgang wahrgenommen werden.

Die Beantwortung der Fragen 9 bis 11 zur aufsuchenden Jugendarbeit Gbernimmt Frau
Burgermeisterin Kabs. Sie weist eingangs darauf hin, dass es dazu einen Ratsbeschluss
bezlglich einer Stelle fur niederschwellige Kinder- und Jugendangebote gibt, zum
15.10.2019 besetzt wurde.

Diese padagogische Fachkraft entwickelt neue Angebote der aufsuchenden Jugendarbeit
und fuhrt diese (Uber das bisherige Format ,Jufdomobil* hinaus) an neuen Standorten (z. B.
oberer Domgarten, Alla-Hopp-Anlage) und ggf. mit neuen Zielgruppen durch (z. B. eher
altere Jugendliche, Heranwachsende und junge Erwachsene). Dies kann auch die
niedrigschwellige, beteiligungsorientierte Durchfiihrung noch gar nicht konkret absehbarer
MaRnahmen beinhalten, die sich aus der Arbeit mit den Jugendlichen ergeben, z. B. von
Kurzfreizeiten oder Ferienaktionen ,auRerhalb” des festen Programms der Jugendférderung
oder von jugendkulturellen Workshops. Anzustreben ist auch eine Einbindung der
Jugendlichen in weitere ,regulare” Programmpunkte der Jugendférderung, zu denen
ansonsten der Zugang fehlen wirde. Die aufsuchende Jugendarbeit wird ab Februar 2020
regelmalfig umgesetzt.

Die in der Anfrage angefuihrte Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII hat demgegentuber
andere Zielgruppen. Sie soll jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer
/3

Stadtrat am 06.02.2020 - Niederschrift TOP 11 - Seite 2



Benachteiligungen oder zur Uberwindung individueller Beeintrachtigungen in erhéhtem MaRe
auf Unterstitzung angewiesen sind, im Rahmen der Jugendhilfe sozialpadagogische Hilfen
anbieten, die ihre schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und
ihre soziale Integration fordern. Unter die gesetzliche Regelung des 8§ 13 SGB VIl fallt auch
die Schulsozialarbeit.

Jugendsozialarbeit im Sinne des § 13 SGB VIII wird derzeit im Rahmen des Projekts
»~Jugend starken im Quartier” (JUSTIQ) durchgefihrt. Im Rahmen dieses ESF-
Modellprogramms der Stadt Speyer wird zum einen bei Schulabsentismus von zwei
Mitarbeiterinnen (eine Vollzeitstelle + eine 80 %-Stelle) des Kooperationspartners VFBB e.V.
(Baustein: Niederschwellige Beratung/Clearing) bei Bedarf aufsuchende Arbeit in Form von
Hausbesuchen durchgefiihrt mit dem Ziel, junge Menschen wieder in die Schule zu
integrieren. Zum anderen wird durch zwei weitere Mitarbeiterinnen (zwei Vollzeitstellen) des
VFBB e.V. (Case Management) aufsuchende Hilfe durch regelméfige Besuche der jungen
Menschen in den Mikroprojekten geleistet mit dem Ziel, sie beztglich ihrer beruflichen
Integration zu unterstiitzen und zu beraten.

Frau Kabs verweist in diesem Zusammenhang auch auf die Protokolle des
Jugendhilfeausschusses (JHA) und kindigt an, in einer kommenden Sitzung des JHA
daruber zu berichten.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 12

Gegenstand: "Rheinland-Pfalz isst besser" - gesunde Ernahrung fur unsere Kinder
in Speyer; gemeinsame Anfrage der Stadtratsfraktionen CDU, Biindnis
90/Die Grunen und SWG vom 27.01.2020
Vorlage: 0240/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt.

In ihrer Einleitung kritisiert Frau Jawhari, dass die Entscheidung des Rats zur Anwendung
der DGE-Standards bei der KiTa-Verpflegung nach ihrer Auffassung im JHA relativiert
wurde. Deshalb méchte die Kooperation Klarheit, in welchen Bereichen Fortbildungen
wahrgenommen wurden oder geplant sind. Wenn das Land schon Ressourcen zur
Verfligung stellt, sollte Speyer auch davon profitieren.

Frau Burgermeisterin Kabs erklart nachdriicklich, das Speyerer KiTa- und Schul-Essen sei
gut. Die Kindertagesstatten und Kita-Trager wirden es begrii3en, wenn die Politik sich ein
Bild von der Mittagsverpflegung sowie der Ernéhrungsbildung in den Kindertagesstatten
machen wiirde, um die Griinde fir die Priorisierungen nachvollziehen zu kdnnen. Die
padagogischen Fachkrafte und die Hauswirtschaftskréfte leisten hervorragende (Bildungs-)
Arbeit — die stetige Kritik an der Mittagsverpflegung ist aus Sicht der Stadt unberechtigt und
bindet Zeitressourcen in den Kindertagesstatten sowie der Verwaltung, die aufgrund der
Umsetzung weitere Aufgaben (u.a. Umsetzung KitaZG) nicht vorhanden ist. Die
Ratsmitglieder sind herzlich eingeladen, bei einer Einrichtung zum Essen zu kommen und
sich von der Qualitat zu tberzeugen, damit alle wissen, wovon man eigentlich spricht. Die
stadtischen Kindertageseinrichtungen haben bisher nicht an dem Landesprojekt, aber an
anderen, vergleichbaren Projekten der MRN und der Krankenkassen teilgenommen.

Zwei Schulen haben bereits erfolgreich teilgenommen und einen Stern fur Qualitat
bekommen.
In jeder Ausschreibung ist die Einhaltung der DGE-Standards bindend festgeschrieben.

Dem Protokoll werden die in Speyer geltenden Standards nochmals beigefiigt (wie bereits
2018 dargelegt).

Bei Neubauten von KiTas wird grundséatzlich eine Frischkiiche vorgesehen. Bei
Bestandsbauten ist das raumlich oftmals schwierig, um Betreuungsplatze erhalten zu
kénnen.

Die Vorsitzende erganzt, die Fordervereine freuen sich tiber eine kleine Unterstitzung, wenn
Ratsmitglieder/-fraktionen an Mahlzeiten der Kinder teilnehmen wollen.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 13

Gegenstand: Anderung der Beschlussfassung zum Haushalt 2020 der Stadt Speyer
Vorlage: 0232/2020

Die Tischvorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Die Vorsitzende informiert dartiber, dass im vorangegangenen Personalausschuss die
Stelleneinsparungen nochmals beraten wurden. Diese bedeuten keinen Wegfall, sondern
lediglich eine Vormerkung fur den Stellenplan 2021. Die Stellen Landespflege und 1,0
Stellen Schulsozialarbeit bleiben erhalten. Sie erneuert ihren Appell an die Parteien zur
Unterstitzung der Kommunen im Landes- und Bundesparlament. Die Haushaltsplanung wird
auch Thema in der ndchsten Runde der AG Strategische Steuerung; dabei wird auch die
kommunale Gebuhrenkalkulation eine Rolle spielen. Die zeitliche Diskrepanz zwischen
Planaufstellung und den Rechnungsergebnissen macht Nachjustierungen erforderlich.
Steuererhéhungen (Gewerbe- und Grundsteuer B) sollen so lange wie mdglich vermieden
werden.

Herr Rottmann mahnt, zur Vermeidung von Steuererhéhungen die Hausaufgaben zu
machen und den Haushaltsplan stringenter zu planen. Es wurden auf Betreiben der CDU
erhebliche Verbesserungen von rd. 6 Mio. € gegentber dem Septemberentwurf erreicht;
auch andere Fraktionen sollten sich dabei mehr einbringen. Die Vorsitzende kiindigt an, die
Arbeitsgruppe starker mit der Haushaltsplanung zu befassen.

Frau Heller bezeichnet es als problematisch, solche Entscheidungen per Tischvorlage treffen
zu sollen. Die Vorsitzende wirft ein, dies sei dem Zeitdruck der ADD geschuldet; die
Anderungen wurden vorab bereits den Fraktionsvorsitzenden tibersandt.

Frau Heller sieht weiterhin die Stellenkiirzung in der Schulsozialarbeit als kritisch, weil sich
der Jugendstadtrat intensiv dafiir eingesetzt hat. Sie pladiert dafur, dies nochmals zu beraten
und evtl. getrennt abzustimmen. In einem flammenden Pladoyer stellt sie fest, dass die
Politik der schwarzen Null kommunale Selbstverwaltung aushebelt und fordert, zusammen
mit anderen Kommunalpolitkern Gegendruck zu erzeugen.

Herr Ableiter vertritt eine vollig andere Ansicht und warnt davor, sich in die Tasche zu lugen.
Jede Generation muss ihre Aufwendungen selbst finanzieren, weshalb er die
verantwortungslose Verschuldungspolitik der letzten 20 Jahre geif3elt. Die BGS wird dem
Haushalt nicht zustimmen, solange darin Steuerverschwendungen wie der Ausbau der
Hafenstraf3e und hauptamtliche Beigeordnete enthalten sind.

Aus Sicht von Frau Hochst ist es ein Armutszeugnis fur die Oberbirgermeisterin, von der
Kommunalaufsicht einen abgelehnten Haushalt mit Hausaufgaben zuriickzubekommen

An die Adresse von Frau Heller bescheinigt sie einen heuchlerischen Vortrag, auf der einen
Seite die Einsparung bei der Sozialarbeit zu beklagen und gleichzeitig eine
Beigeordnetenstelle fur hunderttausende Euro durchzudriicken. Die Argumentation passt bei
den Grinen hinten und vorne nicht. Die Vorsitzende korrigiert, der Haushalt sei von der ADD
nicht abgelehnt worden. Die Einsparungsvorschlage der AfD haben sich lediglich auf
Gleichstellung und Klimaschutz bezogen und waren damit wenig substanziell.

Herr Brandenburger lobt die Arbeitsgruppenarbeit tiber die Fraktionen hinweg, abgesehen
von ritualisierten Punkten wie Flugplatz oder S-Bahn-Halt. Die hauptamtliche
Beigeordnetenstelle kostet — nach den vorherigen Ausfiihrungen der Verwaltung — in 8
Jahren Uber den Daumen gepeilt ca. 2,3 [korr.] Mio. €. Aus Sicht der SPD moge man
nochmals in sich gehen, ob man diese Aufwendungen wirklich braucht.
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Herr Popescu dankt der AfD fir die sonst so verhassten Anglizismen und Frau Heller fir die
nachgeschobene Haushaltsrede der Linken. Die kommunalen Schuldenberge werden, als
Ausfluss des neo-liberalen Turbokapitalismus, Uber Generationen vor sich hergeschoben.
Projekte wie die Luxussanierung der Hafenstral3e missen gestrichen werden. Der Haushalt
enthalt immer noch Positionen, die von den Linken nicht mitgetragen werden kénnen.

Herr Oehlmann bestatigt die bisherige Haushalts-Ablehnung der FDP, weil auch dieser
Entwurf keine langfristigen MaBnhahmen enthalt. Allerdings unterstlitzt er gerne konstruktive
Haushaltspolitik

Herr Dr. Wilke erklart, die CDU werde sich dem Vorschlag einer Schulsozialarbeiterstelle
nicht verwehren und die Oberburgermeisterin im Kampf mit der ADD unterstitzen. Dabei
sieht er nicht nur ein Problem des Diktats der schwarzen Null, die CDU fordere seit Langem
eine auskdmmliche Kommunalfinanzierung. Er weist darauf hin, dass 2021 Landtagswahl
sei; die ganze Haushaltsdiskussion ist fir ihn auch ein stiickweit Wahlkampf. Der SPD wirft
er bezlglich der Beigeordnetenstelle Heuchelei vor, denn sie habe nach der Kommunalwahl
in Gesprachen mit der CDU diese Stelle fur die SPD beansprucht.

Aus der Perspektive von Frau Miinch-Weinmann leistet die Arbeitsgruppe gute Arbeit. Der
Haushaltsplan sei nur ein Plan; die Rechnungsergebnisse sehen gliicklicherweise anders
aus. Die Antrage an Bund und Land werden von der Grinen-Fraktion untersttitzt, auch wenn
es unterschiedliche Sichtweisen gibt.

Die Vorsitzende informiert dartber, dass die Kommunalen Spitzenverbande im Land auf
Initiative der Stadt Speyer eine Ubersicht aller Landes- und Bundesaufgaben
(Auftragsangelegenheiten) bei den Kommunen erarbeiten.

Herr Feiniler erklart, der Haushalt sei Teil der Solidargemeinschaft. Uber Jahrzehnte habe es
keine Erh6hung der Gewerbesteuer gegeben. Die letzte Erhéhung gab es auf Vorschlag des
damaligen OB Eger und der SPD, gegen den Willen der CDU. Er sieht einen grundséatzlichen
Konsens in Sachen Schwarzer Null und Schuldenbremse. Aul3erdem tragen 3 Parteien im
Rat derzeit die Landesregierung und damit Verantwortung fir die kommunale
Handlungsfahigkeit. Vorschlage wie die Tourismusabgabe muissen solidarisch wieder auf
den Tisch.

Die Vorsitzende teilt mit, dass der Stadtvorstand — abweichend von den bisherigen
Empfehlungen — die Einrichtung von 1,5 Stellen Schulsozialarbeit mitgehen werde.

Beschluss:

Der Stadtrat beschlie3t mehrheitlich (bei 9 Gegenstimmen: AfD-Fraktion, FDP-Fraktion,
Fraktion Die Linke, BGS-Ratsmitglied, Ratsmitglied WG Schneider) den Haushaltsplan 2020
sowie die dem Haushaltsplan dazugehdrigen Anlagen gemalf der von der Verwaltung
vorgelegten Veranderungsliste.

Der Jahresfehlbetrag im Ergebnishaushalt hat sich entgegen dem bei der
Haushaltseinbringung ausgewiesenen Fehlbetrag i. H. v. 10.164.900 Euro um 6.965.820
Euro verbessert und weist nun einen neuen Jahresfehlbetrag i. H. v. 3.199.080 Euro aus.

Die Nettoneuverschuldung im Finanzhaushalt hat sich entgegen der bei der
Haushaltseinbringung ausgewiesenen Nettoneuverschuldung i. H. v. 6.871.835 Euro um
305.025 Euro auf 6.566.810 Euro verringert.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 14

Gegenstand: Investiver Finanzhaushalt 2019; Uberplanméafige Bereitstellung von
Mitteln nach 8§ 100 Abs. 1 GemO bei HHSt. 22100.0190000.0221 —
Anzahlungen auf immaterielle Vermogensgegenstande ,,Schule flr
Korperbehinderte (Sonderschule)
Vorlage: 0243/2020

Die Tischvorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Frau Blrgermeisterin Kabs erlautert, dies betrifft die ,Mosaikschule® im Kinderzentrum
Ludwigshafen, die auch von Speyerer Kindern besucht wird.

Beschluss:
Der Stadtrat beschliel3t einstimmig die UberplanmaRige Bereitstellung von Mitteln nach § 100

Abs. 1 GemO in Hohe von 56.280 € bei HHSt. — Anzahlungen auf immaterielle
Vermogensgegenstande ,Schule fur Kérperbehinderte (Sonderschule) —.


https://buergerinfo2.speyer.de/getfile.php?id=45989&type=do
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 15

Gegenstand: Neustrukturierung der Stadtverwaltung Speyer / Geschéaftsbereiche ab
01.04.2020 gemalR § 50 Abs. 4 GemO
Vorlage: 0177/2020/1

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Die Vorsitzende verweist auf die Vorberatung im Altestenrat. Die vorliegenden Bewerbungen
zu Stelle des/der hauptamtlichen Beigeordneten gehen den
Fraktionsvorsitzenden/Gruppierungen in der nachsten Woche schriftlich zur Meinungsbildung
zu. Die Wahl soll in der Méarzsitzung des Rates stattfinden.

Hinsichtlich des/der ehrenamtlichen Beigeordneten solle eine Sitzung des Altestenrates
Ende Februar/Anfang Marz die Formalien dazu regeln.

Herr Ableiter hinterfragt, die hauptamtliche Beigeordnetenstelle wurde nach seiner Ansicht
vollstandig gestrichen und musste demnach folgerichtig erst wieder neu geschaffen werden,
was unter dem Vorbehalt der Stellenplangenehmigung stehe. Die Vorsitzende erlautert, die
Streichung sei nur in der Hauptsatzung erfolgt. Im Stellenplan wurde die Stelle weiter
gefuhrt.

Beschluss:

Der Stadtrat stimmt mehrheitlich (bei 7 Gegenstimmen: AfD-Fraktion, Fraktion
Die Linke, BGS-Ratsmitglied, Ratsmitglied WG Schneider) folgender Ubertragung der
Geschéftsbereiche gemal § 50 Abs. 4 GemO ab dem 01.04.2020 zu:

Der Oberblrgermeisterin wird folgender Geschéftsbereich tbertragen:
Stabsstellen 010-050 sowie 070

Fachbereich 1

Fachbereich 5

Stadtwerke Speyer GmbH

GEWO Wohnen GmbH / GEWO Leben gGmbH

o Wirtschaftsforderungs- und Entwicklungsgesellschaft GmbH

Der Blurgermeisterin wird folgender Geschéaftsbereich tbertragen:
e Fachbereich 3
e Fachbereich 4
e Stabsstelle 060

Dem/der 2. hauptamtlichen Beigeordneten wird folgender Geschéftsbereich Ubertragen:
e Fachbereich 2
o Eigenbetrieb Entsorgungsbetriebe Speyer

Dem/der ehrenamtlichen Beigeordneten wird folgender Geschéftsbereich tbertragen:
e Sachgebiet Digitale Verwaltung innerhalb der Abteilung 110 (Hauptverwaltung)

Das im Altestenrat beratene Organigramm ist Bestandteil des Ratsbeschlusses.


https://buergerinfo2.speyer.de/getfile.php?id=45973&type=do

110/Mii - 04/2003

7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 16

Gegenstand: Resolution des Speyerer Stadtrates zur Kommunal- und
Verwaltungsreform
Vorlage: 0212/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Die Vorsitzende verweist auf die Vorberatung im Altestenrat. Als Nachtrag erlautert sie, dass
die Stadt Neustadt/WStr. die Resolution am 29.01.2020 beschlossen hat, im Entwurf der
Resolutionsverfasser aber vergessen wurde.

Herr Ableiter bezeichnet das Landesgutachten als inhaltlich wenig stichhaltig, erinnert aber
daran, dass kleine Einheiten immer eine schlechtere Skalierung haben. Leider leisten sich
kleine Verwaltungseinheiten aber haufig einen aufgeblahten Flihrungsapparat, was
langfristig die Selbsténdigkeit gefahrdet.

Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t einstimmig die vorgelegte Resolution zur Kommunal- und
Verwaltungsreform.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 17

Gegenstand:  Feuerwehrbedarfsplanung der Stadt Speyer;
Anderung des Ratsbeschlusses vom 17.12.2014
Vorlage: 0239/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Die Vorsitzende erlautert die Entwicklung zum Feuerwehrstandort im vergangenen Jahr. Es
besteht dringender Handlungsbedarf, nachdem der Grundstiickserwerb in der Werkstral3e
nicht zustande kam. Zur weiteren Planung ist eine Anderung des frilheren Beschlusses in
Variante 3 erforderlich. Ein weiterer Termin soll Ende Marz in der Feuerwache stattfinden;
danach soll der Vorgang zur weiteren Beratung in den Ausschuss fir Stadtentwicklung,
Bauen und Konversion. Die Vorsitzende appelliert dringend, einer Anderung der
Beschlussfassung von 2014 zuzustimmen.

Herr Ableiter spricht davon, dass die Feuerwehrabdeckung in Speyer-Nord einer der
Hauptkritikpunkte seit Bestehen der BGS war. Es wére ein historischer Tag, wenn die
Entscheidung heute so fallt. Die tatsachliche Standortfrage der Nord-Wache spielt dabei
keine besondere Rolle.

Herr Czerny erinnert daran, dass die Grinen-Fraktion 2014 genau diese Variante
vorgeschlagen hat, die Minderausgaben von 2 Mio. € zur Folge gehabt hatte. Die Aussage
der Beigeordneten sei damals gewesen, man kdnne nicht alles auf Null setzen, einige Jahre
spater wird alles auf Null gesetzt. Bindnis 90/Die Griinen werden den Beschluss mittragen.
Die Vorsitzende unterstreicht, sie sei 2014 noch gar keine Beigeordnete gewesen; alle
wiinschten sich, dass heute schon Richtfest wére.

Die SWG stimmt dem Vorschlag laut Frau Selg zu, weil die Wehr ihn mittragt. lhre Devise
lautet: ,Statt viel babbeln, jetzt bauen®.

Herr Feiniler erinnert an einen gemeinsamen Antrag von SPD und CDU aus 2014 ohne
konkreten Standortvorschlag. Leider wurde die Standortprifung nach seiner Auffassung
nicht immer so vorangetrieben, wie notwendig.

Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t einstimmig:

Ziffer 1. des Ratsbeschlusses vom 17.12.2014 wird wie folgt geéndert:

1. Standortkonzept:

1.1 In Abwandlung des Ratsbeschlusses von 17.12.2014 beschliel3t der Stadtrat die
Standortvariante 3 der Vorlage 1261/2014 (Erttichtigung der jetzigen Feuerwache in
der Industriestral3e sowie die Errichtung eines zusatzlichen Feuerwehrstitzpunktes im
Stadtteil Speyer Nord).

1.2 Die Verwaltung wird mit der weiteren Detail- und Kostenplanung fur diese
Ausbauvariante sowie die Prifung von Fordermittelmdglichkeiten beauftragt.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 18

Gegenstand: Berufung der Mitglieder des Beirates flir nachhaltige Mobilitat
Vorlage: 0229/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefligt und Bestandteil des Beschlusses.

Frau MlUnch-Weinmann vermisst in der Zusammenstellung die Elternvertreter der Schulen.
Fur die Behindertenbeauftragten sollte als Stellvertreter Herr Driest an Stelle von Herrn
Stassek (IBF) berufen werden. Auf3erdem fragt die Fraktion durch Herrn Czerny nach einer
Beteiligung des VCD Speyer, sollte der LBM keine Vertretung entsenden.

Die Vorsitzende schlagt vor, zunéchst die bereits beschlossenen Organisationen zu berufen;
das Ganze sei ein dynamischer Prozess, bei dem Veréanderungen moglich sind.

Fur Frau Mitsch (Behindertenbeauftragte) ist es sehr wichtig, dass jemand vom Fahrdienst
dabei ist, der sich sehr gut in der Stadt auskennt. Da der Rat auf Berufung von Herrn Driest
besteht, zieht Frau Mitsch ihre Bereitschaft zur Mitarbeit zurtick. Herr Driest bleibt damit
zunachst ohne Stellvertretung.

Frau Selg rat dazu, eine Briicke zum LBM zu schlagen. Weiterhin seien die Fu3ganger nicht
vertreten, die wohl keine Lobby haben. Die Vorsitzende teilt mit, der LBM werde
projektbezogen eingeladen. Im Rahmen der Beratungen im Beirat kbnnen weitere
Interessensgruppen berufen werden.

Beschluss:

Der Stadtrat beruft die Mitglieder des Beirates fiir nachhaltige Mobilitat wie in der Vorlage
dargestellt.

An Stelle von Frau Mitsch nimmt Herr Rhett-Oliver Driest die Funktion fur die Beauftragten
fir Menschen mit Behinderungen wabhr.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020 " "
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Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 19

Gegenstand: Besetzung des Gestaltungsbeirates
hier: Berufung eines neuen Mitgliedes
Vorlage: 0195/2019

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.
Beschluss:

Auf Empfehlung des Ausschusses fur Stadtentwicklung, Bauen und Konversion beschlief3t
der dem Rat der Stadt Speyer einstimmig (bei 2 Enthaltungen: Fraktion Die Linke):

Die Stadt Speyer beruft gemalR 8 5 der Geschéftsordnung des Beirates fir Stadtgestaltung
der Stadt Speyer Frau Prof. Dr. —Ing. Christina Simon-Philipp als neues Mitglied des
Gestaltungsbeirats.


https://buergerinfo2.speyer.de/vo0050.php?__kvonr=4359
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 20

Gegenstand: Anderung des Flachennutzungsplans 2020 "Pionier Quartier"
hier: Aufstellungsbeschluss
Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit geman
§ 3 Abs.1 BauGB und der frihzeitigen Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange (Scoping) gemal § 4 Abs.1
BauGB
Vorlage: 0191/2019

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.
Die Vorsitzende verweist auf die empfehlende Vorberatung im Fachausschuss.

Frau Heller teilt mit, die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen wird sich in Teilen bei der
Abstimmung enthalten. Sie persoénlich sieht den Entwurf kritisch, weil die Stadt nicht immer
weiter wachsen kann, auch im Wohnbereich nicht. Sie wendet sich gegen eine weitere
Versiegelung von wichtigen Flachen, inshesondere landwirtschaftlichen Anbauflachen. Nach
ihrer Auffassung wohnen zu viele Einzelpersonen in viel zu grof3en Hausern und
Wohnungen. AuRerdem sollten keine Ferien- oder Zweitwohnungen mehr zugelassen
werden. Hier missen nach lhrer Meinung véllig neue Wohnmodelle gedacht werden.

Die BGS hatte laut Herrn Ableiter lediglich den Bau eines Vollsortimenters nordlich der
Autobahn gefordert; dieser wird nicht realisiert und nun viel zu weit nordlich geplant. Eine
Wohnbebauung direkt an der Autobahn vorzusehen, ist in seinen Augen absurd. Die
Gewerbeflachenerweiterung dagegen wird nicht so kritisch gesehen. Der Plan insgesamt
kommt fur die BGS allerdings nicht in Betracht.

Herr Czerny mahnt als Ergéanzung an, einen gré3eren Schwerpunkt auf
Grunflachenvernetzung zu setzen. Herr Spirk hingegen weist darauf hin, dass schon viel zu
sehr um Details diskutiert wird. Es handelt sich vorliegend lediglich um die Anderung des
Flachennutzungsplanes. Der eigentliche B-Plan kommt erst viel spater.

Beschluss:

Auf Empfehlung des Ausschusses fur Stadtentwicklung, Bauen und Konversion fasst der
Stadtrat mehrheitlich (bei 1 Gegenstimme: Ratsmitglied BGS und 3 Enthaltungen: Heller,
Jawhari, Weber — B90/Griine) folgende Beschlisse:

1. Der Rat der Stadt Speyer beschlie3t fur den im beigefugten Plan dargestellten Bereich
gemal § 2 BauGB die Aufstellung eines Anderungsplanes zum Flachennutzungsplan
2020 (Anderung des Flachennutzungsplans 2020 ,Pionier Quartier®).

Ziel der Anderung des Flachennutzungsplans ist es, dem hohen Bedarf an Wohn- und
Gewerbeflachen in Speyer gerecht zu werden. So sollen die Flachen der Kurze
Wingertsgewanne + Im Gartel, die Teilflache der Kurpfalzkaserne und der Flache stdlich
der Auffahrt auf die B9 entsprechend den Entwicklungszielen/ dem Nutzungskonzept des
Pionier Quartiers angepasst werden.

Die Abgrenzung des Plangebietes ist im beigefligten Plan dargestellt (s. Anlage).

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die friihzeitigen Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden/ TOB geméaR § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB auf Grundlage von
Abbildung 3 durchzufihren.

3. Die Verwaltung stimmt sich im Rahmen der Landesplanerischen Stellungnahme mit der
SGD Sid und dem VRRN uber die Anderung des Flachennutzungsplanes 2020 ab.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 21

Gegenstand: Priufung der Notwendigkeit einer Erhaltungssatzung
(Milieuschutzsatzung) fur verschiedene Stadtteile
Vorlage: 0193/2019

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Herr Brandenburger begruf3t seitens der SPD, dass die gesetzlichen Regelungen inzwischen
geschaffen wurden.

Herr Lehr sieht fur die Linke weiterhin die Notwendigkeit einer Milieuschutzsatzung und
verweist auf die Preisentwicklung in der Kernstadt Nord. Der Druck auf den Wohnungsmarkt
wird weiter zunehmen. Er zahlt alleine 457 Ferienwohnungen in Speyer. Aul3erdem
befurchtet er Auswirkungen auch auf den Industriehof.

Auch Herr Ableiter sieht einen Bedarf, Zweckentfremdungen einzudammen.

Die Vorsitzende erlautert nochmals den Unterschied zwischen einer Zweckentfremdungs-
und einer Milieuschutzsatzung, die vollig andere Rechtsgrundlagen haben.

Beschluss:

Auf Empfehlung des Ausschusses fur Stadtentwicklung, Bauen und Konversion fasst der
Stadtrat mehrheitlich (bei 5 Gegenstimmen: AfD-Fraktion, Ratsmitglied BGS, Ratsmitglied
WG Schneider) folgenden Beschluss:

1.) Der Rat der Stadt Speyer beschliel3t, dass im Stadtgebiet Speyer aktuell keine
Erhaltungssatzung (Milieuschutzsatzung) nach § 172 Abs. 1 Nr. 2 BauGB aufgestellt
wird.

2.) Der Rat der Stadt Speyer beauftragt die Verwaltung Uber die Einfliihrung eines
Monitoringsystems im Rahmen des ,Speyerer Blundnisses flir bezahlbares Wohnen* die
Situation fortlaufend zu beobachten und zu berichten.

Beschlusshistorie:

Es wird Bezug genommen auf den Antrag 2926/2019 zum Milieuschutz Kernstadt Nord der
Stadtratsfraktion Die Linke vom 07.04.2019, welcher am 16.04.2019 vom Stadtrat in den
Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Konversion verwiesen wurde. Wie in der letzten
Ausschusssitzung fir Stadtentwicklung, Bauen und Konversion besprochen, wird der
Milieuschutz ebenfalls fur den Industriehof gepriift. Des Weiteren wird informativ auf den
Antrag 2790/2019 der Stadtratsfraktion Die Linke vom 08.01.2019 zum Thema
Zweckentfremdung fur Wohnraum eingegangen, der am 07.02.2019 bereits im Stadtrat
angesprochen wurde.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 22

Gegenstand: 1. Information zum Sachstand des Prifungsauftrages zur
Landesgartenschau
2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt ein Expertenhearing zu einer
Landesgartenschau in Speyer durchzufiuhren
Vorlage: 0231/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Die Vorsitzende teilt eingangs mit, dass das Bewerbungsverfahren fir die LAGA
voraussichtlich im Februar an den Start geht und im Herbst abgeschlossen sein wird. Andere
mogliche Bewerberstadte hat man dabei im Blick. Die Vorlage der ersten Konzeptentwirfe
aus Speyer hat aus ihrer Sicht einen guten Eindruck hinterlassen. Dem sollte sich ein
Expertenhearing fur die Erarbeitung der Bewerbungsunterlagen anschlie3en; das Besondere
an der Situation in Speyer ist, dass das vorgesehene Gebiet ohnehin entwickelt werden soll.

Herr Reif (Fachbereichsleiter 5) erganzt, dass die Bauvorhaben mit der Wohnbaustrategie
ohnehin vorgesehen sind. Die LAGA funktioniert dort als Katalysator fiir eine Beschleunigung
der Planungen. Das Land gibt Geld fuir Grinanlagen, die tblicherweise am Ende einer
Bauentwicklung stehen. Von Bedeutung waren Termine mit anderen Blrgermeistern und
Geschaéftsfuhrern, die eine solche Veranstaltung schon durchgefiihrt haben, um die
personellen und finanziellen Voraussetzungen prifen zu kénnen. Dazu bedarf es eines
Auftrags an die Verwaltung, wobei die Planung in keinem Fall verloren wére.

Laut Frau Minch-Weinmann hat die Grinen-Fraktion die Vorlage sehr kontrovers diskutiert,
da nicht nur Grunflachen sondern auch viel Bebauung vorgesehen ist. In den Uberlegungen
muss man die Larmquelle A 61 mitdenken. Sie wirft die Frage auf, wie sich die
Konkurrenzsituation mit Neustadt darstellt. Frau Heller ergénzt, gewtinscht sei auf keinen
Fall ein Englischer Garten sondern Biodiversitat. Fur die Vorsitzende hat die komplette
Neuentwicklung eines Gebietes und die Einbindung einer Erstaufnahmeeinrichtung in dieses
Projekt ein absolutes Alleinstellungsmerkmal.

Herr Schneider hat zwei grundsatzliche Fragen und mochte wissen, ob erhalten bleibt, was
fur die LAGA geschaffen wird und wie die finanziellen Auswirkungen bei anderen Stadten
aussehen. Ziel ist klaut Verwaltung die nachhaltige Entwicklung eines Stadtgebietes, wie im
Beispiel Landau. Zu den Auswirkungen soll die Expertenfragestunde mit dem Stadtrat
Klarheit bringen.

Frau Selg findet den Vorschlag sehr verniinftig und lobt die konkrete Beschreibung in der
Vorlage. Wichtig fur die SWG ist die Burgerbeteiligung im oder nach dem Hearing. Sie fragt,
welche Aspekte die Uberarbeitete Richtlinie des Landes vorsieht. Laut Herrn Reif ist das
beispielsweise die CO,-Minderung.

Herr Stickl will sich der Idee nicht verschlieRen, mochte aber konkretisiert haben, wie der
Zeithorizont aussieht. Soll zunachst 2026 die LAGA stattfinden und dann die weitere
Bauentwicklung erfolgen? Wie ist die zeitliche Abfolge? Herr Reif verdeutlicht, dass das
nachste halbe Jahr fir die Bewerbungsphase vorgesehen ist, danach kommt der Beginn der
BaumafRnahmen, die nicht erst 2026 starten. Die LAGA dockt dann einfach daran an.

Herr Dr. Wilke spricht von einer Vision fir die Stadt. Das Hearing muss so wie méglich
schnell stattfinden, weil er die Zeitplane als sehr ambitioniert sieht. Neustadt war seines
Wissens schon letzten Sommer mit Flachen am Start. Sollte die LAGA 2026 nach Neustadt
gehen, ware der Suden des Landes frihestens bei der Ubern&chsten Gartenschau wieder
am Zug.
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https://buergerinfo2.speyer.de/getfile.php?id=45785&type=do

Herr Jaberg hingegen sieht das Ganze sehr kritisch, weil in dem Gebiet keine
standortspezifischen Defizite bestehen, wie das in LD oder KL mit der BUGA der Fall war.
Hier werden landwirtschaftliche Flachen zersiedelt, was zu weiteren Versiegelungen fiihren
wird. Er schatzt die Kosten auf mindestens 35 Mio. €. Es soll keine Entwicklung wie auf dem
Pleiad-Gelande eintreten.

Die Diskussion hat sich inhaltlich nach Ansicht von Herrn Popescu schon viel zu sehr in
Details verstiegen. Die Verwaltung geniefl3t das Vertrauen der Links-Fraktion. Deshalb fordert
er, das Hearing durchzufihren.

Herr Feiniler hebt hervor, er habe das Thema vor 2 % Jahren angestol3en. Er sieht darin eine
grof3e Chance fur den Stadtumbau und wirft die Frage auf, wo noch Raum fur Wohnen
angesiedelt werden soll. AuRerdem verfolgen die Organisatoren heute vollig andere
Konzepte wie bei friiheren Gartenschauen.

Herr Ableiter sieht in einer solchen Veranstaltung grundsétzlich eine grof3e Chance fur die
Kommunen, aber der Verlust bleibt bei den Stadten und fallt meistens deutlich hoher aus als
urspriinglich geplant. Speyer sei nicht vergleichbar mit KL, wo eine Industriebrache
umgewandelt wurde. Negativbeispiel fir ihn ist Landau, wo grof3e Bereiche nach der LAGA
abgeraumt wurden, was aus seiner Sicht nicht nachhaltig ist. Herr Reif weist darauf hin, dass
im Rahmen der Konversion der Technikbereich der Kaserne abgerissen und die Flache
saniert werden muss. Es sind also ohnehin stadtebauliche Aufgaben abzuarbeiten, die Geld
kosten werden.

Frau Hofmann unterstiitzt fir die FDP den Verwaltungsvorschlag. Sie bittet aber nochmals
zu prifen, ob es doch die Méglichkeit einer Grinvernetzung mit der Innenstadt gibt.

Die Vorsitzende stellt abschlie3end fest, die Verwaltung habe den urspriinglichen Prifauftrag
abgearbeitet und unterbereitet den Vorschlag zu einem Expertenhearing. Davon kann
abhangig gemacht werden, wie es in der Sache weitergeht.

Der Stadtrat nimmt den Sachstandsbericht der Verwaltung zur Prifung der Machbarkeit der
Landesgartenschau Rheinland-Pfalz zur Kenntnis.

Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t mehrheitlich (bei 3 Gegenstimmen: BGS-Ratsmitglied; Jawhari,
Weber — B90/Grline und 1 Enthaltung: Heller — B90/Grline):

Die Verwaltung wird beauftragt, ein Expertenhearing zur Durchfiihrung einer
Landesgartenschau in Speyer durchzuftihren.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 23

Gegenstand: Berufung von Beauftragten fir Menschen mit Behinderungen -
Ausschreibung
Vorlage: 0209/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.
Beschluss:

Der Stadtrat bestétigt einstimmig das von der Verwaltung vorgeschlagene Verfahren und
stimmt der 6ffentlichen Ausschreibung der ehrenamtlichen Funktion zu.
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https://buergerinfo2.speyer.de/getfile.php?id=45652&type=do
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 24

Gegenstand: Umbesetzung von Ausschiissen

Antrége auf Umbesetzung liegen nicht vor.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 25

Gegenstand: Annahme und Verwendung von Spenden nach 8§ 94 Abs. 3 GemO
Vorlage: 0224/2020

Die Vorlage ist dieser Teilniederschrift beigefiigt und Bestandteil des Beschlusses.

Beschluss:

Der Stadtrat stimmt der Annahme der von der Verwaltung aufgelisteten Zuwendungen
einstimmig zu.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 26

Gegenstand: Verschiedenes

Herr Czerny winscht Informationen zur papierlosen Gremienarbeit.
Die Vorsitzende verweist auf die letzte Sitzung des Altestenrates. Anlagen und Plane zu
Vorlagen werden kunftig nur noch digital zur Verfligung gestellt.

Hinsichtlich Wochenmarkt informiert die Vorsitzende Uber das Ergebnis einer
Beschickerversammlung, in der u.a. weitere Vorschlage zur Vermeidung von Plastik durch
die Marktbeschicker selbst unterbreitet wurden. U.a. soll es auch neue Taschen, neue
Banner und eine Regelung zur Abstellung von Beschickerfahrzeugen geben; erdrtert wurden
zudem Fragen, die das Finanzamt betreffen.
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020
Niederschrift des Tagesordnungspunktes Nr. 27.1

Gegenstand: Erwerb des Anwesens MaximilianstraRe 8 (Tor zur Pfalz) vom Land
Rheinland-Pfalz, Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung
(LBB), Rheinstral3e 4 E, 55116 Mainz

Nach kontroverser Diskussion fasst der Rat folgenden

Beschluss:

Dem Erwerb des Anwesens Maximilianstraf3e 8, Flurstlicks-Nr. 987/6 zu 375 gm wird —
vorbehaltlich der Haushaltsgenehmigung — und unter Zugrundelegung des vorgestellten

Nutzungskonzeptes mit der LMK zugestimmt (bei 5 Gegenstimmen: AfD-Fraktion, FDP-
Fraktion und 12 Enthaltungen: CDU-Fraktion, SWG-Fraktion).
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7. Sitzung des Stadtrates der Stadt Speyer am 06.02.2020

7. Sitzung des Stadtrates 06.02.2020 Stefanie Seiler

Hinweis: Diese Seite bitte nicht I6schen! Enthélt wichtige Seriendruck-Platzhalter fir das
Gesamtdokument!



	bookmark1
	bookmark2
	bookmark3
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Zu
	BM_TEXT1
	FLD_SITEXT
	FLD_SIDAT
	FLD_SIVS

